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Landgericht Potsdam

Beschluss

In dem Rechtsstreit

Johannes W.F. Seiger, Dorfstraße 13, 14979 Großbeeren
- Beklagter und Berufungskläger -

Prozessbevollmächtigter:
Rechtsanwalt Thomas Bäßler, Neißestraße 1, 14513 Teltow

gegen

Abby GmbH Hotel Großbeeren, vertreten durch d. Geschäftsführer, Dorfaue 9, 14979 Großbeeren
- Klägerin und Berufungsbeklagte -

Prozessbevollmächtigter:
Rechtsanwalt Peter Böhm, Schönwalder Allee 73, 13587 Berlin

hat das Landgericht Potsdam - 4. Zivilkammer - durch die Richterin am Landgericht Schlegel als 

Einzelrichterin am 22.05.2023 beschlossen:

1. Der Antrag des Beklagten auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe für das Berufungsverfah-

ren wird zurückgewiesen.

2. Der Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

3. Der Streitwert wird auf 8.340,00 € festgesetzt.

Abschrift
 



Gründe:
Die Kostenentscheidung beruht auf § 91a Abs. 1 ZPO. 

Die Beklagtenpartei hat der Erledigterklärung der Klagepartei nicht widersprochen.

Das Gericht hat deshalb unter Berücksichtigung des bisherigen Sach- und Streitstands nach billi-

gem Ermessen darüber zu entscheiden, wie die Kosten des Rechtsstreits zu verteilen sind. Aus-

schlaggebend ist hierbei insbesondere der ohne die Erledigterklärung zu erwartende Verfahrens-

ausgang, wobei lediglich eine summarische Prüfung der jeweiligen Erfolgsaussichten erfolgen 

kann.

Dies führte dazu, dem Beklagten die Kosten aufzuerlegen, da er im Rechtsstreit ohne die Erle-

digterklärung unterlegen wäre. 

Das Amtsgericht hat den Beklagten mit Recht zur geräumten Herausgabe des Appartements Nr. 

105 in der Dorfstraße 13, Großbeeren verurteilt, nachdem das Mietverhältnis zwischen der in den 

Rechtsstreit eingetretenen Klägerin und dem Beklagten infolge der mit Schriftsatz vom 22. Juli 

2022 erklärten fristlosen Kündigung beendet worden ist. 

Der gerichtlichen Geltendmachung des Räumungsanspruchs gegen den Beklagten stand kein 

Hindernis prozessualer Art entgegen. Der Beklagte ist nicht Mitglied einer im Geltungsbereich des 

GVG errichteten diplomatischen Mission im Sinne von § 18 GVG. Bei Sealand handelt es sich 

nicht um ein in Deutschland anerkanntes Völkerrechtssubjekt mit diplomatischer oder konsulari-

scher Immunität seiner Repräsentanten (LG Potsdam,27 Ns 214/05: VG Köln, Urteil vom 

03.05.1978, DVBl 1978, 510).

Das Mietverhältnis der Parteien ist infolge der fristlosen Kündigung der Klägerin beendet worden. 

Der Beklagte befand sich mit monatlichen Zahlungen seit Februar 2022 - mithin mit der Miete für 

zwei aufeinanderfolgende Termine - in Verzug, § 543 Abs.2 Nr. 3a BGB. 

Das Vorbringen des Beklagten in der Berufung führte zu keiner anderen Beurteilung. Diesem ist 

nicht zu entnehmen, dass die von der Klägerin in der Vergangenheit praktizierte monatliche 

Rechnungslegung Fälligkeitsvoraussetzung für die vom Beklagten geschuldeten Mietzahlungen 

sein sollte. Soweit dem Beklagten im Übrigen aufgrund ausdrücklich oder konkludent getroffener 

Vereinbarungen der Parteien ein Anspruch gegen die Klägerin auf Rechnungslegung zustand, hat 

er auch nach den Ausführungen im amtsgerichtlichen Urteil nicht dargelegt, sich gegenüber Miet-

zinsansprüchen der Klägerin auf ein Zurückbehaltungsrecht wegen eines ihm zustehenden An-
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spruchs auf Rechnungslegung berufen und ein Zurückbehaltungsrecht gem. § 273 BGB geltend 

gemacht zu haben.

Rechtsbehelfsbelehrung:

 

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas-
sen hat.

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem

Landgericht Potsdam
Jägerallee 10-12
14469 Potsdam

einzulegen. 

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen 
Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist 
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit-
teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss 
mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht.

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann-
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist 
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt-
liche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben.

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt 
den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Rechtsbehelfe, die durch eine Rechtsanwältin, einen Rechtsanwalt, durch eine Behörde oder durch eine juris-
tische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben ge-
bildeten Zusammenschlüsse eingereicht werden, sind als elektronisches Dokument einzureichen, es sei 
denn, dass dies aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich ist. In diesem Fall bleibt die Über-
mittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulässig, wobei die vorübergehende Unmöglichkeit bei der Er-
satzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen ist. Auf Anforderung ist das elektronische 
Dokument nachzureichen.

Elektronische Dokumente müssen
- mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden.

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per-
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden: 

- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder
- an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal-

tungspostfach (EGVP) des Gerichts.

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin-
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die 
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be-
sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen.
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Schlegel
Richterin am Landgericht
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